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Referentenentwurf eines Gesetzes zur weiteren Digitalisierung der Zwangsvollstre-

ckung vom 09.07.2025 (AZ 374100#00007#0004) 

 

 

Die RA-MICRO Software AG entwickelt die Kanzleisoftware RA-MICRO seit mehr als 40 Jahren 

mit dem Ziel, die Arbeitsprozesse der Kunden zu vereinfachen und die Möglichkeiten des elekt-

ronischen Rechtsverkehrs in bestmöglichem Umfang zu unterstützen. Mehr als 72.000 Arbeits-

plätze bei über 18.000 Kunden sind in Deutschland mit unserer Software ausgestattet und neh-

men tagtäglich an der Kommunikation mit der Justiz teil.  

 

Die Weiterentwicklung und der Ausbau des Elektronischen Rechtsverkehrs (ERV) zum Wohle der 

Anwaltschaft und der Justiz sind der RA-MICRO Software AG ein großes Anliegen. 

 

Vor diesem Hintergrund erlauben wir uns, eine Stellungnahme zu dem Referentenentwurf des 

Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) zu übermitteln. 

 

 

Stellungnahme 

 

Der vorliegende Referentenentwurf stimmt im Wesentlichen mit dem in der vergangenen Legisla-

turperiode vorgelegten, jedoch wegen des Endes der Wahlperiode der Diskontinuität unterfallen-

dem Gesetzesentwurf vom 14.08.2023 überein. Wir verweisen zur Vermeidung von Wiederholun-

gen insoweit auf die Stellungnahme der RA-MICRO Software AG vom 06.10.2023, die wir der Voll-

ständigkeit halber als Anlage beifügen. Die seinerzeitigen Anmerkungen und Anregungen gelten 

auch für den vorliegenden Referentenentwurf, soweit es sich um Regelungen handelt, die bereits 

in dem Gesetzesentwurf vom 14.08.2023 enthalten waren. 

 

Zu den nunmehrigen Änderungen, Ergänzungen und Neuerungen des Entwurfs nehmen wir nach-

folgend Stellung und bedanken uns ausdrücklich für die erneute Beteiligung. 

 

I. Generell 

 

1. Dem letzten Absatz auf Seite 26 des Entwurfes ist zu entnehmen, dass jährlich rund 

3.225.000 Aufträge an den Gerichtsvollzieher (ZVA) und rund 1.500.000 Anträge an Voll-

streckungsgerichte (vorrangig Pfändungs- und Überweisungsbeschlüsse – PfÜB) gestellt 

werden. Das BMJV geht davon aus, dass dabei 75 % der ZVA und 90 % der PfÜB von 

Rechtsanwälten und „anderen Akteuren der Wirtschaft“ gestellt werden.  



- 2 - 

 

Diese große Menge an Anträgen/Aufträgen, die seitens der Anwaltschaft über das beson-

dere elektronische Anwaltspostfach (beA) kommuniziert werden muss, zeigt, dass dies bei 

den Überlegungen in einem parallellaufenden Gesetzgebungsverfahren, dem Gesetz zur 

Entwicklung und Erprobung eines Online-Verfahrens in der Zivilgerichtsbarkeit (OVErpG) 

berücksichtigt werden muss. Dort ist beabsichtigt, den elektronischen Rechtsverkehr (ERV) 

mit umfangreichen Auswirkungen für die Anwaltschaft und sonstigen Teilnehmern des ERV 

grundlegend zu ändern. Danach sollen sämtliche Anträge, Schriftsätze etc. über ein Portal 

im Wege des Up- und Downloads an die Justiz übermittelt werden. Hierin sehen wir, wie in 

unserer Stellungnahme zu jenem Gesetzgebungsverfahren ausgeführt, einen Rückschritt 

des ERV für Rechtsanwälte, Gerichtsvollzieher und Rechtspfleger, sofern keine Schnittstel-

len zur Verfügung gestellt werden, über welche die unmittelbare Kommunikation mit der 

Justiz möglich wird. 

 

Jenes Gesetzesvorhaben sollte in dem vorliegenden Gesetzgebungsverfahren aus hiesiger 

Sicht berücksichtigt werden, da anderenfalls dem Ziel der weiteren Digitalisierung und Be-

schleunigung in der Zwangsvollstreckung entgegengewirkt wird. 

 

2. In allen Verfahren, die den ERV der Anwaltschaft mit der Justiz betreffen, muss auch be-

rücksichtigt werden, dass für eine erfolgreiche Kommunikation zwischen Anwaltschaft und 

Justiz die jeweiligen Systeme – d.h. insbesondere Software – parallel ertüchtigt werden 

müssen. Betroffen sind die unterschiedlichen Systeme der Justiz in den einzelnen Bundes-

ländern, aber auch die unterschiedlichen Systeme der Rechtsanwaltskanzleien und für Ge-

richtsvollzieher. 

 

Daher wiederholen wir unseren Apell und unsere Bitte, die Softwarehersteller von Anbeginn 

in die Planung und Umsetzung einzubinden.  

 

Für unser Haus gesprochen: Sofern die Einreichung eines Strukturdatensatzes in der 

Zwangsvollstreckung verpflichtend wird, benötigen wir für die Umsetzung mehrere Monate 

Vorlauf für die Planung, Konzeptionierung, Entwicklung sowie umfangreiche Tests bevor 

wir diese an die anwaltlichen Kunden ausliefern. Erst dann kann es zu der erhofften Be-

schleunigung in der Kommunikation mit der Justiz sowie der Zwangsvollstreckung kom-

men. Werden Softwarehersteller erst verspätet eingebunden, verzögert sich der erhoffte 

Vorteil um Monate. 

 

II. Zu dem vorliegenden Gesetzesentwurf 

 

1. Auf Seite 20 der Gesetzesbegründung – dort unter Ziffer III. – wird mitgeteilt, dass mit den 

Arbeiten zur Schaffung einer elektronischen Datenbank für die Zwangsvollstreckung be-

gonnen wurde. Dies wird ausdrücklich begrüßt.  

 

Die auch als „Titelregister“ bezeichnete Datenbank wurde in der Vergangenheit bereits oft 

diskutiert und gefordert, sowie auch in der Sachverständigenanhörung vom 25.09.2024 the-

matisiert. Übereinstimmend wurde dort von den Sachverständigen darauf hingewiesen, 

dass durch dieses Register das größte Hindernis in der Zwangsvollstreckung, sämtliche Ti-

tel als elektronische Dokumente erstellen und beifügen zu müssen, vom Vollstreckungsbe-

scheid über Urteile bis hin zu Kostenrechnungen der Gerichtsvollzieher, behoben würde. 
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Auf diese Weise entfällt der Arbeitsaufwand in den Rechtsanwaltskanzleien durch Scannen 

und Beifügen der PDFs samt deren Vorbereitung für den Versand. Auf Seiten der Gerichts-

vollzieher und Rechtspfleger ist damit die Sicherheit gegeben, dass die Titel noch existent 

sind und noch vollstreckt werden können.  

 

2. Der Gesetzesbegründung zu § 753 Abs. 3 Satz 2 ZPO-E sind zwei wesentliche Neuerun-

gen zu entnehmen: 

 

Das BMJV kann in der Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung mit Zustimmung des 

Bundesrats technische Vorgaben für die Übermittlung und die Eignung der Formulare zur 

Bearbeitung machen und etwa vorgeben, dass die Formulare in einem  

 

• strukturierten maschinenlesbaren Format oder 

 

• zumindest in einem editierbaren, also elektronisch veränderbaren PDF-Format, ein-

gereicht werden müssen.  

 

Zitat: „Es erscheint aber zweckmäßig, eine etwaige Regelung nicht auf die Beschlussent-

würfe zu beschränken, sondern für alle Zwangsvollstreckungsformulare eine einheitliche 

Lösung zu finden“ (Seite 41 des Entwurfs zu § 753 Abs. 3 Satz 2 ZPO-E). 

 

Dieser Ansatz wird ausdrücklich begrüßt.  

 

a. Strukturiertes maschinenlesbares Format 

 

Es ist zu beachten, dass wie bereits in unserer Stellungnahme vom 06.10.2023 (Anlage, 

Seite 1 zu Ziffer 1) ausgeführt, zunächst noch eine gesetzliche Regelung erforderlich ist, 

die bestimmt, was zukünftig in der Zwangsvollstreckung führend sein soll: das PDF oder 

der beigefügte maschinenlesbare Datensatz. Ohne eine solche Regelung wäre der Daten-

satz „nur“ ein Anhang ohne Rechtswirkung, auch wenn eine gesetzliche Verpflichtung zur 

Beifügung bestehen würde. 

 

Darüber hinaus sind erhöhte Anforderungen an die Schaffung eines strukturierten maschi-

nenlesbaren Formates, der XJustiz, zu stellen. Auf die dringende Notwendigkeit der engen 

Abstimmung zwischen BMJV, BLK und den Softwareherstellern ist bereits in der Stellung-

nahme vom 06.10.2023 (Anlage, Seite 2 zu Ziffer 3) hingewiesen worden. 

 

Außer Acht gelassen werden darf nicht, dass seitens der Softwarehersteller ein erheblicher 

zeitlicher Vorlauf benötigt wird, um diese Änderungen zu planen, zu programmieren, zu tes-

ten und letztendlich an die Nutzer auszuliefern. Werden die Softwarehersteller erst spät 

eingebunden, wenn womöglich die XJustiz-Version bereits erstellt ist, kommt es zu erhebli-

chen Verzögerungen. Auch hierauf wurde bereits hingewiesen (Anlage, Seite 2 zu Ziffer 4). 

Es sollte dabei generell nicht außer Acht bleiben, dass Softwarehersteller aufgrund deren 

jahrelanger Beschäftigung mit Datensätzen eine erhebliche Erfahrung und Expertise auf-

weisen. 
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b. Editierbares PDF-Format 

 

Zur Veranschaulichung: Der Antragsteller übernimmt aus dessen System sämtliche Anga-

ben in den gesetzlichen Vordruck des PfÜB; hieraus wird ein PDF generiert, welches so-

dann per beA an das Vollstreckungsgericht gesandt wird. In dem von dem Antragsteller ge-

nerierten PDF befinden sich jedoch Felder, die ausschließlich von dem Gericht zu befüllen 

sind. Dies erfordert, dass der Rechtspfleger das PDF ausdruckt, den von ihm zu bearbei-

tenden Bereich ergänzt, das Dokument erneut einscannt, um dieses dann auszufertigen 

bzw. eventuell zukünftig an den Gerichtsvollzieher weiterzuleiten. 

 

Hierin liegt nicht nur ein vermeidbarer Medienbruch, sondern auch ein erheblicher zeitliche 

Mehraufwand. Sofern das PDF elektronisch veränderbar, mithin editierbar wäre, käme es 

zu einer Arbeits- und Zeitersparnis auf Seiten der Justiz, die letztendlich auch dem Antrag-

steller/Gläubiger in der Zwangsvollstreckungsangelegenheit zugutekommt. 

 

3. Seite 59 (oben) der Gesetzesbegründung zu § 829 Abs 4 Satz 3 ZPO-E ist zu der Proble-

matik eines bislang nicht editierbaren PDF das Folgende zu entnehmen, 

 

„dass sich dieses Problem mit einer Pflicht zur Einreichung von strukturierten maschinen-

lesbaren Anträgen oder zumindest zur Einreichung in einem editierbaren, also durch das 

Gericht elektronisch veränderbaren, PDF lösen ließe“.  

 

a. Eine gesetzliche Regelung hierzu ist – momentan – nicht gegeben, wird jedoch disku-

tiert. Für diesen Fall weisen wir noch mal auf die Notwendigkeit einer gesetzlichen Klar-

stellung hin, was der eigentliche Auftrag ist: PDF oder Datensatz.  

 

b. Die Zwangsvollstreckungsformular-Verordnung (ZVFV) lässt es zu, dass Module oder 

Teile von Modulen sowie der Forderungsaufstellung mehrfach genutzt werden können. 

Bei einer verpflichtenden Editierbarkeit des PDF führt dies jedoch zu einem erheblichen 

programmtechnischen Mehraufwand. Durch die genannten Möglichkeiten der ZVFV 

kann es zu „Verschiebungen“ von Eingabefeldern über ein Seitenende hinaus kommen, 

die eine Teilung der Eingabefelder zur Folge haben. Dies technisch zu ermöglichen ist 

sehr aufwändig und kann bei der Weiterverarbeitung zu Fehlern führen. 

 

c. Ergänzend ist bei der Editierbarkeit des PDF zu beachten, dass bei der Wahl der in Be-

tracht kommenden Felder umsichtig vorgegangen werden muss. Aus hiesiger Sicht 

sollte sich dies auf die vom Gericht zu befüllenden Felder beschränken. Eine Freigabe 

sämtlicher Felder wäre nicht praxisnah, da auch bei dem papiergebundenen Exemplar 

Änderungen nur in Form von erkennbaren Ergänzungen und Streichungen vorgenom-

men werden können.  

 
Bei Abänderungen der eingegebenen Daten in einem editierbaren PDF müsste – wie 

beispielsweise bei einem Word-Dokument – anhand einer Nachverfolgungsfunktion 

kenntlich gemacht werden, dass eine Änderung erfolgte und durch wen. Anderenfalls 

wird es zu Diskussionen zwischen Antragstellern/Gläubigern, Kanzleisoftwareherstel-

lern und Justiz kommen, ob und was geändert wurde. 
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III. Fazit 

 
Die weitere Digitalisierung in der Zwangsvollstreckung kann nur dann ein Erfolg werden, 

wenn alle Beteiligten wie BMJV, BRAK, DGVB, BDR, BDIU sowie die Softwarehersteller 

auf Seiten der Rechtsanwaltschaft, Gerichtsvollzieher, Inkassodienstleister und Justiz im 

engen Austausch miteinander – bevorzugt einer Arbeitsgruppe – stehen. Dabei könnten 

auch die bestehenden Formulare evaluiert, bestehende Rückmeldungen aus der Praxis be-

rücksichtigt sowie Vorschläge zur strukturellen und technischen Weiterentwicklung der For-

mulare erarbeitet werden. 

 

 

 

RA Lutz Krüger 

Aufsichtsrat der RA-MICRO Software AG 

 

 

 


